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BT – Drs. 14 / 6890 

Vorbemerkung:

Die folgenden Ausführungen beschränken sich auf diejenigen Fragen, zu deren Beantwortung ich mich als Verfassungsrechtler kompetent fühle. Auch insoweit ist mir eine sinnvolle Beantwortung nur deshalb möglich, weil ich mich mit den Problemen des Atomausstiegs seit 2 ½ Jahren gutachterlich und jüngst als Verfahrensbevollmächtigter der Bundesregierung  in dem Verfassungsrechtsstreit 2 BvG 2/ 00 ( btr. AKW Biblis  Block A ) intensiv befasst habe. Die Kürze der für die schriftliche Beantwortung der Katalog-Fragen zur Verfügung stehenden Zeit ist angesichts eines Kataloges, der allein im Teil a)  42  z.T. sehr komplexe und schwierige Fragen umfasst,  vollkommen unangemessen. 

Zu Teil a des Katalogs, sofern nicht anderes vermerkt:

2 I. 
Grundsatzfragen

Zu Frage 1 :

Die Sicherheit der Energieversorgung in Deutschland wird durch den zeitlich gestreckten, auf der Basis einer Regellaufzeit von 32 Jahren kalkulierten Atomausstieg nicht beeinträchtigt. Die Ausstiegs-Novelle des AtG verschafft den EVU die notwendige Planungs- und Rechtssicherheit für eine Umorientierung zugunsten erneuerbarer Energien. Dies gilt auch als Antwort zu Frage 3, 2. Unterfrage. 

3 II.
Sicherheit der Kernkraftwerke

Zu Frage 6 :

Die Begrenzung des Leistungsbetriebs ist in § 7 Abs. 1 a) AtG (neu) klar geregelt. Wenn die Berechtigung zum Leistungsbetrieb erloschen ist, ist eine Wiederaufnahme desselben nicht mehr möglich. Deshalb ist dann auch eine Strommengen-Übertragung auf diesen Betrieb nicht mehr möglich. 

Zu Frage 7 :

Der rechtliche Maßstab für die erforderliche Sicherheit ergibt sich aus § 7 Abs. 2  Satz1 Nr. 5 AtG, der offenbar nicht verändert werden soll. Ob die jetzigen Beton-schutzhüllen der AKW einem gezielten terroristischen Angriff von der Art des Angriffs vom 11. September standhalten würden, muss bezweifelt werden. Jedenfalls kann es zu Erschütterungen mit katastrophalen Folgen kommen. Der „erforderliche Schutz gegen Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkungen Dritter“ muss dementsprechend neu überdacht werden. Massivste terroristische Einwirkungen dürfen nicht mehr als zu vernachlässigendes „Restrisiko“ jenseits der „Schwelle praktischer Vernunft“ – vgl. BVerfGE 49, 89, 143 (Kalkar I) – behandelt werden. 

Zu:

IV. Juristische Fragen und Haftungsprobleme

Zu Frage 30, zugleich zu Frage III. 4. des Teils b):

Die Begründung, Allgemeiner Teil, II., S. 13 der Drs. 14/ 6890, referiert lediglich über die Entstehung der Vereinbarung vom 14. Juni 2000 und über deren wesentlichen Inhalt ( s. vor allem auch letzten Spiegelstrich). Dies ist in jedem Fall verfassungsrechtlich unbedenklich. 

Etwas anderes könnte sich jedoch aus dem Vorblatt des Gesetzes ergeben, weil dort ausdrücklich gesagt wird, mit dem Gesetzesentwurf werde die Vereinbarung vom 14. 6. 2000 „umgesetzt“. Durch diese Herstellung eines finalen Zusammenhangs zwischen Vereinbarung und AtG-Novelle könnte die Verfassungsmäßigkeit der Novelle berührt sein, falls die Vereinbarung ihrerseits verfassungswidrig wäre. Tatsächlich wird dies in der „Ausarbeitung“ des wissenschaftlichen Dienstes „W“ des Deutschen Bundestages zum Thema „Zu verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Vereinbarung über den Atomkonsens“ behauptet ( anonym, undatiertes Ms. 14 S., offenbar fehlt Titelseite ?).

Dazu zwei Feststellungen vorab:

1. Der Deutsche Bundestag, als „souveränes“ Parlament, könnte die AtG-Novelle mit dem jetzt geplanten Inhalt jederzeit auch ohne jegliche Bezugnahme auf die Vereinbarung vom Juni 2000 beschließen. 

2. Die Vereinbarung ist – anders als in der „Ausarbeitung“ dargelegt – verfassungsrechtlich unbedenklich. Ebenso unbedenklich ist daher auch die Bezugnahme auf die Vereinbarung in der AtG-Novelle.
Dies wird wie folgt begründet: 

Weder wird das Gebot der Verfassungsorgantreue verletzt noch wird das Initiativrecht der Bundesregierung oder das des Bundestages aus Art. 76 Abs. 1 GG in verfassungswidriger Weise beschränkt. 

Die Auslegung des Vereinbarungstextes darf freilich nicht von der unbegründeten Unterstellung ausgehen, die Bundesregierung habe bei den Verhandlungen und der Fixierung des Ergebnisses ihren Willen ohne  Rücksicht auf die ihr gezogenen verfassungsrechtlichen Schranken durchsetzen wollen, sie habe also „sehenden Auges“ eine Verfassungsverletzung in Kauf nehmen wollen. Vielmehr ist davon auszugehen, dass beide Seiten der „Vereinbarung“ sich im Rahmen von Gesetz und Recht halten wollten.

· Nur insoweit zutr. Schorkopf, NVwZ 2000, 1111, 1112. –

Die Vereinbarung ist mühelos als eine im Vorfeld eines Gesetzgebungsverfahrens (eben dieses hier anstehenden) getroffene gesetzesvorbereitende Absprache, also als ein Form des informalen konsensualen Staatshandelns  zu qualifizieren .

· Schorkopf, aaO., 1113; Langenfeld, DÖV 2000, 929, 936.

Ein wesentlicher Unterschied zwischen einem öffentlich-rechtlichen Vertrag und einer informalen „Absprache“ liegt in dem Fehlen des rechtlichen Bindungswillens bei der letzteren in Bezug auf die unmittelbare Herbeiführung der Rechtsfolge-

· Vgl. P. Kunig, DVBl. 1992, 1193, 1195. - 

Die „Absprache“, oft als „gentlemen’s agreement“ bezeichnet, kann als eine nach Ort und Zeit gemeinsame Erklärung zweier ( oder mehrerer) Seiten definiert werden, in welcher jede Seite der anderen ihre Absicht erklärt, in einer bestimmten Weise handeln zu wollen. Diese Absichtserklärung kann sich auch auf ein Unterlassen richten. Eine solche , als „Vereinbarung“ bezeichnete Absprache unterscheidet sich deutlich von einem entsprechenden „Vertrag“, weil die Erklärungen beider Seiten in dem Bewusstsein abgegeben werden, dass durch sie die eigentlich („politisch“) angestrebte Rechtsfolge – hier: eine verbindliche Atomausstiegsregelung – noch nicht erreicht werden kann und auch nicht unmittelbar erreicht werden soll. 

Dass die Vereinbarung vom 14. Juni 2000 diesem Typus von Absprache entspricht, ergibt sich aus ihrem Text. In der Einleitung, 3. Absatz, wird erklärt: „Beide Seiten werden ihren Teil dazu beitragen, dass der Inhalt dieser Vereinbarung dauerhaft umgesetzt wird“. Dieser Satz enthält die Verweisung auf einen zukünftigen Realisierungsprozess, an dem möglicherweise noch ganz andere Akteure und Faktoren , etwa das Parlament, beteiligt sein werden. Der Satz kann nur so verstanden werden, dass beide Seiten, also auch die Bundesregierung , im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten ihr Möglichstes tun werden, um zu dem definierten Ziel zu gelangen. In diesem Sinne ist die Vereinbarung zwar „politisch“, nicht aber „rechtlich bindend“. 

Solche „Vereinbarungen“ zur Vorbereitung eines Gesetzes bedürfen keiner besonderen verfassungsrechtlichen Ermächtigung. Sie sind eine der zahlreichen Möglichkeiten, in denen der politische Gestaltungswille einer Regierung Ausdruck finden kann. Von Verfassungs wegen ist nur zu beachten,

a) dass die Verbands- und Organkompetenzen eingehalten werden,

b) dass nicht Kompetenzwahrnehmungen anderer Organe beeinträchtigt werden und

c) dass der Inhalt der Vereinbarung nicht auf rechtlich oder tatsächlich Unmögliches gerichtet ist. 

Bezüglich der Einhaltung der eigenen und der Nichtstörung fremder Kompetenzen ( oben a) und b)) ergeben sich gegen die Vereinbarung keine Bedenken. Der Bundesregierung steht das Initiativrecht nach Art. 76 Abs.1 GG zu, zu dessen Wahrnehmung sie einerseits Kontakte und Informationsaustausch aller Art und nach allen Richtungen pflegen darf. Andererseits ist sie auch nicht  gehindert, Selbstbindungen in der Art der „Vereinbarung“ zu erklären, wenn sie dadurch die Chancen für ein umstrittenes Gesetzgebungsvorhaben erhöhen zu können hofft. Hiergegen kann nicht eingewendet werden, dies  stelle einen Verstoß gegen das Gebot der Verfassungsorgantreue dar. 

· So aber Schorkopf, aaO., 1113.-

Denn erstens muss eine Regierung, die „Politik machen“ will, immer versuchen, das Parlament „inhaltlich zu binden“, indem sie nämlich eine  parlamentarische Mehrheit für ihre Projekte sucht , und zweitens werden die verfassungsmäßigen Befugnisse des Parlaments oder auch des Bundesrats durch diese Art des Vorgehens nicht beeinträchtigt. Die „Absprachen“ der Bundesregierung sind für den Bundestag in keiner Weise rechtlich bindend.

· Zutreffend gesehen bei C. Langenfeld, aaO., 938.-

Im übrigen muss man hier der Feststellung A. v. Bogdandy‘ s beipflichten, „dass die Parlamente durchgängig Entwürfe vorgelegt bekommen, die ihre maßgebliche Gestalt zuvor in der Regierung im Gespräch mit Interessengruppen und den maßgeblichen Vertretern der Regierungsparteien, oft zugleich führende Persönlichkeiten der Regierungsfraktionen, gewonnen haben.“

· v. Bogdandy, Gubernative Rechtsetzung, 2000, S. 89. –

Die Berufung auf ein „allgemeines Prinzip der Verfassungsorgantreue“ als Verpflichtung zu gegenseitiger Rücksichtnahme könnte hier kein anderes Ergebnis rechtfertigen, was immer diese einigermaßen verschwommene „Treuepflicht“ beinhalten mag. Denn die Mitglieder der Regierungsfraktionen sind in dem viele Monate dauernden Verhandlungsprozess reichlich zu Wort gekommen; die Mitglieder der Opposition haben ohnehin keinen Anspruch auf Teilnahme an den vorbereitenden Abklärungsgesprächen. 

Zu Frage 32, zugleich zu Frage III. 2. des Teils b):

Der Rechtsausschuss des Bundesrates, BR-Drs. 705/1/01, steht auf dem Standpunkt, die AtG-Novelle sei insgesamt abzulehnen, jedenfalls aber bedürfe sie der Zustimmung des Bundesrates. Die Novelle enthalte Regelungen des Verwaltungsverfahrens – wird erläutert – diese seien aber auch im Bereich des Art. 85 GG – hier nach Art. 87 c GG einschlägig – ebenso wie im Bereich des Art. 84 Abs. 1 ( Landeseigenverwaltung) zustimmungsbedürftig. Die zitierten Belegstellen ( 3 für diese Behauptung, 1 dagegen) erwecken beim unkritischen Leser den Eindruck, als entspreche der Standpunkt des Rechtsausschusses demjenigen der h.L. und Rspr. Dies ist durchaus nicht der Fall. Die Frage der Zustimmungsbedürftigkeit von Verwaltungsverfahrensregelungen in Gesetzen, die in Auftragsverwaltung auszuführen sind, ist seit langem streitig. W. Blümel, HbStR IV, § 101, Rdn. 54, nennt als „überwiegende Meinung“ diejenige, die das Zustimmungserfordernis verneint. Dieser scheint auch Blümel selbst zuzuneigen. Broß, in v. Münch/ Kunig, GG, III, 3. Aufl. Art. 85, Rdn. 8, Bull in AK-GG, Art. 85, 3. Aufl. 2001, Rdn. 11 ( mit vier weiteren Nachweisen); Lerche in Maunz/Dürig, GG, Art. 85 Rdn.28, mit zahlr. weit. Nachweisen, sprechen sich übereinstimmend für die Nicht-Zustimmungsbedürftigkeit bei Gesetzen der Auftragsverwaltung aus. Das BVerfG hat diese Frage noch nicht explizit entschieden. 

Mir scheint die h.L., vertreten durch Badura, Bull, Broß, Lerche u.v.a., den Vorzug zu verdienen. Zunächst gilt ganz allgemein, dass Zustimmungsbedürftigkeit nur angenommen werden kann, wo sie ausdrücklich angeordnet wird. Das ist bei Art. 85 I im Unterschied zu Art. 84 I GG bezüglich der Verfahrensregelungen gerade nicht der Fall. Dies entspricht außerdem der gewollten Eigenart der „Bundesauftragsverwaltung“ des Art. 85, bei der dem Bund das volle „Direktionsrecht“ zusteht. ( Lerche u.a.) Aus Art. 85 Abs.2 S. 1 lässt sich kein Gegenargument ziehen, da die Behördeneinrichtung durch den Bund ( Art. 85  Abs.1) einen stärkeren Eingriff in die Organisationsgewalt der Länder darstellt als die Regelung des Verwaltungsverfahrens, weshalb der Bundesrat bei der Einrichtung der Behörden zustimmen muss. Und er muss es beim Erlass allgemeiner Verwaltungsvorschriften durch den Bund, wodurch den Länderinteressen beim Verwaltungsvollzug voll Rechnung getragen werden kann. 

Eine Zustimmungsbedürftigkeit kann auch nicht aus der in § 1 Nr. 1 ATG-neu formulierten Zweckänderung des Gesetzes unter dem Gesichtspunkt des contrarius actus hergeleitet werden .( Grundsatzentscheidung gegen die Fortführung der Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung) . 

Nach allgemeiner Meinung bedarf die Aufhebung eines zustimmungspflichtigen Gesetzes nicht der Zustimmung, weil dadurch die „Systemverschiebung“zu Lasten der Länder nur wieder rückgängig gemacht wird. Formell liegt dieser Fall der Aufhebung hier nicht vor, aber materiell liegt die AtG-Novelle in seiner Nähe. Die Länder werden durch die grundlegende Ausstiegsentscheidung in § 1 Nr.1 AtG-neu nicht erneut in ihren Kompetenzen betroffen, eine erneute „Systemverschiebung“ findet nicht statt. 

Zu Frage 35, zugleich zu Frage III. 7. des Teils b):

Der Grundgedanke der Ausstiegsnovelle beruht darauf, die nachträgliche Befristung der bisher unbefristet erteilten Genehmigungen so zu bemessen, dass die Beendigung der Nutzung entschädigungsfrei erfolgen kann. Dies ist mit einer Regellaufzeit von 32 Jahren mit Sicherheit erreicht. Die nachträgliche Befristung ist nicht als entschädigungspflichtige Enteignung, sondern als eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums i.S. des Art. 14 Abs.1 Satz 2 GG zu qualifizieren. Deren entschädigungslose Bestimmung durch den Gesetzgeber  hat den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu beachten. Das ist mit der AtG-Novelle einschließlich der Umrechnung der Laufzeit in Reststrommengen und deren Übertragbarkeit  geschehen. Art. 12 GG wird nur hinsichtlich des Modus der Berufausübung berührt. Auch hier kommt der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zum Zuge. Der Schutz geht nicht weiter als der Schutz nach Art. 14 I GG. 

Zur ausführlichen Begründung der im einzelnen schwierigen Rechtsfragen darf verwiesen werden auf: E. Denninger, Verfassungsrechtliche Fragen des Ausstiegs aus der Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung, Forum Energierecht, Baden-Baden 2000, bes. S. 47 bis 98. Die dortigen Ausführungen mache ich zum Gegenstand dieser Stellungnahme. 

Zum Sonderproblem der Entschädigungspflicht nach § 18 AtG:

Nach § 17 Abs. 1 Satz 3 AtG – alt wie neu – sind nachträgliche Auflagen zum Schutz vor schädlicher Strahlung unter näher bezeichneten Voraussetzungen zulässig. § 18 Abs.3 verweist auf diese Vorschrift, während Abs. 1 und Abs.2 des § 18 AtG regeln, wann bei solchen Auflagen eine Entschädigung zu leisten ist und wann nicht. Danach entfällt die Entschädigungspflicht ( Abs. 2 Nr. 3), wenn die Auflage wegen einer nachträglich eingetretenen erheblichen Gefährdung usw. erteilt werden musste. An diesen Sicherheitsstandards soll sich durch die AtG-Novelle nichts ändern. 

Königstein, 29. Oktober 2001


Position der EVU zu den Fragen für die Anhörung zur Novelle des Atomgesetzes am 5. November 2001
1. Grundsatzfragen

In der Vereinbarung vom 11.06.2001 haben sich die Bundesregierung und die Ener​giewirtschaft über den weiteren Betrieb ihrer Kernkraftwerke verständigt. Danach gewährleistet die Bundesregierung, daß Betrieb und Entsorgung der Kernkraftwerke in Zukunft nicht durch Störungen behindert werden.

Vor diesem Hintergrund konnte die Energiewirtschaft die festgelegten Laufzeiten als betriebswirtschaftlich vertretbar ansehen. Daher wurde und wird die Verein​barung von der Energiewirtschaft als ein vertretbarer Kompromiß bewertet.

Der vorliegende Entwurf einer Atomgesetz-Novelle bezweckt es, die in der Ver​einbarung vom 11.06.2001 zwischen der Bundesregierung und der Energiewirt​schaft erzielten Regelungen gesetzlich zu verankern. Dieser Zweck wird mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf erreicht.

Die Vereinbarung wurde unbeschadet unterschiedlicher Auffassungen zur Nut​zung der Kernenergie abgeschlossen. Entsprechend dem Primat der Politik re​spektieren die EVU die Entscheidung der Bundesregierung, die Stromerzeugung aus Kernenergie geordnet beenden zu wollen, auch wenn sie diese Entschei​dung aus ökonomischen und ökologischen Gründen für falsch halten und keine Gründe für eine Neubewertung der Risiken der Kernenergie​nutzung sehen. Die Energieversorgung Deutschlands wird durch die Entscheidung der Bundesregie​rung aus heutiger Sicht nicht gefährdet.

2. Laufender Betrieb und Sicherheit der Kernkraftwerke

EVU und Bundesregierung stimmen in der Vereinbarung darüber überein, daß die Kernkraftwerke und sonstigen kerntechnischen Anlagen auf einem internatio​nal gesehen hohen Sicherheitsniveau betrieben werden und dies weiterhin auf​recht erhalten wird. Dem dient die Einführung periodischer Sicherheitsüberprü​fungen, die bisher schon auf freiwilliger Grundlage durchgeführt wurden. 

Die Gewinnung qualifizierten Personals für die verbleibende Laufzeit stellt ange​sichts rückläufiger Studentenzahlen an den Universitäten ein Problem dar, dem die EVU bereits jetzt durch ein Stipendienprogramm zu begegnen suchen.

Das internationale gesehen hohe Sicherheitsniveau deutscher Kernkraftwerke gilt auch für den Schutz vor terroristischen Angriffen und Flugzeugabsturz. Hin​sichtlich der technischen Bewertung schließen sich die EVU der Stellungnahme der Reaktorsicherheitskommission vom 11.10.2001 an. Das bestehende Recht enthält alle zur Terrorismusabwehr notwendigen Eingriffstatbestände.

Die technisch mögliche Laufzeit der Kraftwerke hängt vom Sicherheitszustand und dem Nachrüstaufwand ab. In USA werden gegenwärtig Laufzeiten von bis zu 60 Jahre genehmigt.

3. Entsorgungsfragen

Die nach der Novelle neu zu errichtenden Zwischenlager sind sicher, unabhängig davon, an welchem Standort sie errichtet werden. Dies gilt auch für die vorhan​denen zentralen Zwischenlager. Durch die dezentrale Lagerung werden die Ge​samtrisiken der Zwischenlagerung in Deutschland nicht erhöht. Welche Schutz​maßnahmen gegen Flugzeugabsturz bei den Zwischenlagern zu treffen sind, ist in den laufen​den Genehmigungsverfahren zu prüfen. Die vorhandenen zentra​len Zwischenlager werden weiterhin für die Rücklieferung von Wiederaufarbei​tungsabfällen benötigt.

Die Vereinbarung entscheidet nicht abschließend über ein bestimmtes End​la​gerkonzept. Das Moratorium in Gorleben ist auf Wunsch der Bundes​regierung zur Klärung konzeptioneller und sicherheitstechnischer Fragen verein​bart wor​den. Der Standort bleibt erhalten und wird durch eine Veränderungs​sperre gesi​chert. Das Planfeststellungsverfahren für den Schacht Konrad wird nach den gesetzlichen Bestimmungen abgeschlossen.

Das aus der Wiederaufarbeitung gewonnene Plutonium kann während der ver​bleibenden Laufzeit der Kernkraftwerke in MOX-Brennelementen rezykliert wer​den. Entsprechende Nachweise werden gegenüber den Aufsichtsbehörden erbracht.

4. Juristische Fragen und Haftungsprobleme
Die Begrenzung der bisher unbefristeten Genehmigung zum Betrieb der Kern​kraftwerke stellt einen Eingriff in die Eigentumsrechte der Betreiber dar. Die EVU halten es daher für notwendig und richtig, daß die Bundesregierung mit Ihnen zuvor eine einvernehmliche Lösung gesucht hat.

Mit der vorgesehenen Erhöhung der Deckungsvorsorge nimmt Deutschland im Zusammenhang mit der bereits bestehenden unbegrenzten Haftung der Betrei​ber eine Spitzenstellung ein. Die Deckungssumme von 2,5 Mrd. DM wäre allein durch die Versicherungswirtschaft nicht zu erbringen. Daher ist die Möglichkeit einer gleichwertigen Regelung angebracht.
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